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Siehe auch:

Landwirtschafts- und 
Fruchtfolgeflächen;

Wald;

Biotope: Aktionsschwerpunkte;

Siedlungskonzept und Kriterien 
zur Bemessung der 
Bauzonengrösse;

Bodenverbesserungen;

Belastete Standorte;

Luftreinhaltung;

Ökologischer Ausgleich

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Amt für Umwelt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
RUBD, ILFD, LIG, LwA, MelA, 
WaldA, BRPA

Andere Kantone:
BE, VD, NE

Bund:
BUWAL, BLW, ARE

1. PROBLEMSTELLUNG

Der Bodenschutz umfasst zwei Aspekte: den quantitativen und 
den qualitativen Schutz.

Seit vielen Jahren befassen sich die gesetzlichen Bestimmungen 
zur Raumplanung vor allem mit dem quantitativen Schutz, indem 
sie für die Erhaltung der Wälder eintreten, Massnahmen zur 
Gewährleistung der Fruchtfolgeflächen verlangen oder die Neu-
bemessung der Bauzonen auf der Grundlage der vorhersehbaren 
Entwicklung fordern.

Der qualitative Bodenschutz ist ein neueres Anliegen. Seine 
Anwendungsmöglichkeiten betreffen viele Bereiche, wie Baustellen, 
Landwirtschaftsbetriebe oder Familiengärten, aber auch Sportplätze 
und Schiessstände. Da die Massnahmen des Bodenschutzes ihre 
Wirkung nur langsam entfalten, gilt es, heute die Entscheidungen 
zu treffen, die es braucht, um die langfristige Fruchtbarkeit des 
Bodens zu erhalten.

Der Boden setzt sich zusammen aus Mineralteilchen, organischer 
Substanz, Organismen sowie Luft und Wasser. Das Umweltschutz-
gesetz definiert ihn als die oberste, unversiegelte Erdschicht, in 
der Pflanzen wachsen können. Der Boden erfüllt wesentliche 
Funktionen: Er regelt den natürlichen Kreislauf des Wassers, 
der Luft, der organischen und mineralischen Stoffe. Er filtert und 
reinigt das Wasser. In ihm werden Substanzen abgebaut oder 
abgelagert. So bildet er ein Hauptelement im unaufhörlichen 
irdischen Kreislauf von Energie und Materie.

Die wichtigsten Bodenbelastungen sind:
· Versiegelung, hauptsächlich durch die Erweiterung der über-

bauten Flächen.

· Verschmutzung.

· Verdichtung.

· Erosion.

Das Problem der Versiegelung wird hauptsächlich in der Raum-
planungsgesetzgebung behandelt. Dagegen legen die gesetzlichen 
Grundlagen des Umweltschutzes die Mittel für den qualitati-
ven Bodenschutz fest, um insbesondere die Verschmutzungs-, 
Verdichtungs- und Erosionsprobleme zu beheben.

Bei der Revision des Bundesgesetzes über den Umweltschutz 
(USG) im Jahre 1995 wurde der Bodenschutz erweitert; zu den 
bereits zuvor geregelten chemischen Belastungen kamen die 
biologischen und physikalischen Veränderungen der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit hinzu. Um das Ausmass dieser Belastungen 
zu beurteilen, legt die Bundesverordnung über Belastungen des 
Bodens (VBBo) Grenzwerte auf drei Stufen fest: als Richt-, Prüf- 
und Sanierungswerte; für alle drei hat der Kanton geeignete 
Massnahmen zu treffen.

Was den Boden betrifft, hat sich der Kanton gegenwärtig mit 
Hilfe des FRIBO-Beobachtungsnetzes auf die Beobachtung der 
landwirtschaftlichen Böden konzentriert. Dieses nach dem Vorbild 
des nationalen Netzes NABO entwickelte Beobachtungsnetz 
wird vom Landwirtschaftlichen Institut des Kantons Freiburg (LIG) 
betrieben. Es misst die chemische Bodenbelastung und verfolgt 
deren Entwicklung.

Der Kanton verfügt gegenwärtig über keine weiteren Instrumente, 
um sich mit den übrigen qualitativen Aspekten des Bodenschutzes 
zu befassen. Hierzu sind umfangreiche Studien erforderlich, um 
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die benötigten Grundlagen zu erarbeiten und eine Umsetzungs-
methodologie auf kantonaler Ebene zu entwickeln.

Ein wichtiger Schritt in Hinsicht auf den qualitativen Schutz wurde 
2002 durch die Annahme einer kantonalen Verordnung über 
den Bodenschutz gegangen. Dieser Text legt die Aufgaben- 
und Kompetenzverteilung zwischen den betroffenen kantonalen 
Instanzen fest; er führt auch einen «Koordinator für den Boden» ein, 
der mit dem AfU verbunden ist, sowie eine Koordinationsgruppe 
für den Boden, die sich aus Vertretern vom AfU, dem LIG, dem 
LwA, dem BRPA, dem WaldA und dem MelA zusammensetzt.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Langfristige Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit für eine nach-
haltige, vielfältige und umweltgerechte Landwirtschaft.

· Gewährleistung eines ausreichenden qualitativen Bodenschutzes, 
insbesondere durch die Bereitstellung der Mittel, die für die 
Anwendung des USG und der VBBo erforderlich sind.

· Gewährleistung eines ausreichenden quantitativen Bodenschutzes 
mit Hilfe der Raumplanung.

· Erstellung der notwendigen Grundlagen und Entwicklung einer 
Umsetzungsmethodologie für den qualitativen Bodenschutz.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Sicherstellung des quantitativen Bodenschutzes mit Hilfe von 
Massnahmen zur Erhaltung der guten Ackerbauflächen, der 
Naturräume und der Wälder sowie durch die Anwendung 
der Kriterien für die Bemessung der Bauzonengrösse.

· Verhinderung der Bodenbelastung durch Schadstoffe, insbeson-
dere Substanzen, die sich im Boden ansammeln könnten.

· Verhinderung der Bodenbelastung durch fremde Organismen 
und Schadstoffe, die sich nachteilig auf die Tier- und Pflanzen-
welt auswirken und dadurch die Funktionsfähigkeit des Bodens 
beeinträchtigen könnten.

· Sicherstellung, dass die Bodenerosion nicht grösser ist als 
die neu gebildete Bodenquantität.

· Entwicklung einer Informations-, Ausbildungs- und Beratungs-
politik, um die Bodenverdichtung zu verringern.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Berücksichtigung der Bodenqualität als Kriterium zur Festlegung 
von Prioritäten in Sachen Altlastensanierung.

· Suche nach möglichen Massnahmen für die Bekämpfung 
der Bodenerosion und Bodenverdichtung im Rahmen der 
Bodenverbesserungsprojekte.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Verordnet technische Richtlinien für den Bodenschutz.

Siehe Themen «Landwirtschafts- 
und Fruchtfolgeflächen», «Wald» 
und «Siedlungskonzept und 
Kriterien zur Bemessung der 
Bauzonengrösse»

<
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Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion:
· Trifft die von der VBBo vorgesehenen Entscheidungen für die 

nicht landwirtschaftlichen Böden und für die landwirtschaftlichen 
Böden bei chemischen Belastungen nicht landwirtschaftlichen 
Ursprungs; sie kann einige Entscheidungsbefugnisse dem AfU 
übertragen.

Die Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirt-
schaft:
· Trifft die von der VBBo vorgesehenen Entscheidungen für die 

Waldböden, sowie für die landwirtschaftlichen Böden im Falle 
physikalischer oder chemischer Belastungen landwirtschaft-
lichen Ursprungs; sie kann einige Entscheidungsbefugnisse 
dem LwA und dem WaldA übertragen.

Das Amt für Umwelt:
· Stellt die Vorbeugung von Belastungen nicht landwirtschaft-

licher Böden sicher, bei Baustellen in einer Bauzone verän-
derte Böden inklusive; dies durch Prüfung und Begleitung der 
Planungs- und Baudossiers.

· Ist das Überwachungs- und Kontrollorgan für nicht landwirt-
schaftliche Böden.

· Definiert für die nicht landwirtschaftlichen Böden die im Falle 
von Überschreitungen der Richt-, Prüf- und Sanierungswerte 
zu treffenden Massnahmen.

· Definiert für die nicht landwirtschaftlichen Böden die 
Sanierungsprioritäten aufgrund der Bodenkartierung.

· Stellt die Koordination mit dem Kataster der belasteten 
Standorte sicher.

· Stellt sein Laboratorium für eventuelle Bodenanalysen zur 
Verfügung.

Das Amt für Landwirtschaft
· Stellt die Vorbeugung von Belastungen landwirtschaftlicher 

Böden sicher, bei Baustellen in einer Bauzone veränderte 
Böden inklusive; dies durch Prüfung und Begleitung der 
Planungs- und Baudossiers.

· Ist das Überwachungs- und Kontrollorgan für landwirtschaft-
liche Böden; dies mittels der im Rahmen des ökologischen 
Leistungsnachweises (ÖLN) durchgeführten Kontrollen, mit 
Ausnahme der Böden in Meliorationsprojekten.

· Definiert für die landwirtschaftlichen Böden die im Falle von 
Überschreitungen der Richt-, Prüf- und Sanierungswerte zu 
treffenden Massnahmen.

· Definiert für die landwirtschaftlichen Böden die Sanierungs-
prioritäten aufgrund der Bodenkartierung.

Das Landwirtschaftliche Institut des Kantons Freiburg:
· Stellt durch Ausbildung, Information und landwirtschaftliche 

Beratung die Vorbeugung von physikalischen  Belastungen 
landwirtschaftlicher Böden und die Vorbeugung von 
Verschmutzungen landwirtschaftlichen Ursprungs sicher.

· Ist das Überwachungs- und Kontrollorgan für landwirtschaftli-
che Böden; mit Ausnahme der im Rahmen des ökologischen 
Leistungsnachweises (ÖLN) durchgeführten Kontrollen und der 
Böden in Meliorationsprojekten.

· Kontrolliert die Düngerbilanzen im Rahmen der 
Baubewilligungsgesuche.
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· Betreibt und unterhält das Beobachtungsnetz FRIBO, und 
übt, mit Hilfe dieses Instrumentes, eine Überwachung der 
landwirtschaftlichen Böden aus.

· Übt eine Beratertätigkeit in Sachen Bodenschutz aus.

· Fördert im Rahmen seiner Informations-, Beratungs- und 
Ausbildungstätigkeit für Landwirte die bodenschonenden 
Bearbeitungsmethoden.

· Sorgt in Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden für die 
Berücksichtigung der Bodenschutzproblematik in den Aus-
bildungsprogrammen verschiedener Berufsgruppen, die durch 
den Bodenschutz betroffen sind.

Das Amt für Wald, Wild und Fischerei
· Stellt die Vorbeugung von Belastungen von Böden innerhalb 

von Waldflächen sicher.

· Ist das Überwachungs- und Kontrollorgan für Böden innerhalb 
von Waldflächen.

· Definiert für Böden innerhalb von Waldflächen die im Falle 
von Überschreitungen der Richt-, Prüf- und Sanierungswerte 
zu treffenden Massnahmen.

· Definiert für Böden innerhalb von Waldflächen die 
Sanierungsprioritäten aufgrund der durchgeführten Erhebungen, 
respektive der Informationen aus den Karten der Stationen 
oder Böden wenn diese verfügbar sind.

Das Meliorationsamt:
· Ist das Überwachungs- und Kontrollorgan für landwirtschaft-

liche Böden in den Meliorationsprojekten, insbesondere bei 
Güterzusammenlegungen.

Das Bau- und Raumplanungsamt
· Achtet bei der Prüfung der Planungsdossiers in Zusammenarbeit 

mit dem LwA und dem WaldA auf den quantitativen Schutz 
der Böden.

Die Gemeinden:
· Integrieren den qualitativen und quantitativen Bodenschutz 

in ihre Ortsplanung und berücksichtigen den Bodenwert bei 
der Wahl der Bodennutzungen.

· Kontrollieren, insbesondere bei der Ausführung von Bauprojekten, 
ob die Bodenschutzbedingungen eingehalten werden.

· Können Privatpersonen in Sachen Bodenschutz beraten.

· Können dazu verpflichtet werden, von Fall zu Fall Boden-
schutzmassnahmen zu ergreifen, bevor die Bodenkartierung 
abgeschlossen ist.

Die Nachbarkantone:
· Informieren sich gegenseitig über ihre jeweilige 

Bodenkartierung.

· Prüfen und ergreifen geeignete Schutzmassnahmen gemäss 
VBBo, wenn Grenzgebiete von Bodenbelastungen betroffen 
sind.

Der Koordinator für den Boden:
· Stellt die allgemeine Koordination und die Begleitung hin-

sichtlich qualitativem und quantitativem Bodenschutz sicher.

· Koordiniert die Arbeiten der Koordinationsgruppe für den 
Bodenschutz.

Siehe Themen «Landwirtschafts- 
und Fruchtfolgeflächen», «Wald» 
und «Siedlungskonzept und 
Kriterien zur Bemessung der 
Bauzonengrösse»
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· Koordiniert die Grundlagenstudien, die für den Bodenschutz 
nötig sind; insbesondere für die Aufstellung einer zentralisierten 
Datenbank und einer Karte sowie der nötigen Zusätze für 
das Beobachtungsnetz FRIBO.

· Sucht den Informationsaustausch mit dem Bund und den 
Kantonen.

· Leitet die Informationstätigkeiten und die Öffentlichkeits-
arbeit.

Die Koordinationsgruppe für den Bodenschutz:
· Prüft die Anwendungsmöglichkeiten der Empfehlungen des 

Bundes für die Umsetzung der VBBo.

· Erstellt ein globales Bodenschutzkonzept.

· Stimmt die Strategien der vom Bodenschutz betroffenen 
Instanzen aufeinander ab.

· Erstellt eine Bodenkartierung für das gesamte Kantonsgebiet, 
die eine Klassifizierung der Böden nach ihrem Zustand ermög-
licht.

· Erarbeitet eine Methodologie für die Berücksichtigung der 
Bodenkartierung in der Raumplanung und in den übrigen 
öffentlichen Sachbereichen in Zusammenhang mit diesem 
Bereich.

· Legt die Aufgaben fest, welche die Regionen und die 
Gemeinden in diesem Bereich zu erfüllen haben.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Zahlreiche Aufgaben sind in diesem Bereich zu erfüllen, um 
einen qualitativen Bodenschutz durchzusetzen.
· Verbesserung der Instrumente zur Messung der Bodenqualität 

durch die Einrichtung eines umfassenderen Umweltbeobachtungs-
systems, das alle Typen von Bodennutzung erfasst.

· Verbesserung der Information über Bodenschutz.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Die vom Kanton erarbeiteten Grundlagen oder Projekte haben 
die bestehenden Daten über den Bodenschutz zu berücksichti-
gen. Ein besonderer Zusammenhang ist mit den drei folgenden 
Bereichen erwünscht:
· Eine Koordination zwischen dem Inhalt des Katasters der 

belasteten Standorte und den Arbeiten in Zusammenhang 
mit dem Bodenbeobachtungsprogramm ist sicherzustellen.

· Die Bodenschutzmassnahmen sind mit den aufgrund der 
Luftreinhalte-Verordnung zu ergreifenden Massnahmen zu 
koordinieren.

· Eine neue Überprüfung des Inventars der landwirtschaftlichen 
Flächen ist nach der Erstellung der Bodenkartierung durchzu-
führen.
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Ortsplanung

In Erwartung des Abschlusses der Bodenkartierung stützen sich 
die Gemeinden auf das Inventar der landwirtschaftlichen Flächen, 
um die Erhaltung guter Ackerbauflächen zu sichern.

Sollte es zu einer schweren Bodenverschmutzung kommen, können 
je nach Fall Massnahmen zur Einschränkung der Bodennutzung 
erforderlich sein. Diese Massnahmen haben jedoch nur in den 
schlimmsten Fällen direkte Auswirkungen auf die Ortsplanung.
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